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4 3 4 . Verordnung: Prüfung für den Höheren Bodenschätzungsdienst
4 3 5 . Verordnung: Ausbildung und Prüfung für den gehobenen Betriebsprüfungsdienst
4 3 6 . Verordnung: Ausgabe von Scheidemünzen zu 100 Schilling „XII. Olympische Winterspiele

in Innsbruck" (2. Ausgabe)

434. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 28. Juni 1975 betreffend die
Prüfung für den Höheren Bodenschätzungs-

dienst
Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-

leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 243/1970,
167/1972, 317/1973 und 180/1974 wird im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler verord-
net:

§ 1. Die Prüfung für den Höheren Boden-
schätzungsdienst ist schriftlich und mündlich
abzuhalten.

§ 2. Die schriftliche Prüfung besteht aus zwei
Klausurarbeiten, und zwar

1. der Ausarbeitung einer Entscheidung auf
dem Gebiete der Einheitsbewertung des
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens
unter Berücksichtigung der Bundesabgaben-
ordnung und der übrigen Bestimmungen
des Bewertungsgesetzes in der Höchstdauer
von sechs Stunden und

2. der Behandlung einer Frage aus dem Ge-
biete der Landwirtschaftskunde und Boden-
schätzung oder Forstwirtschaftskunde im
Zusammenhang mit einer allfälligen ab-
gabenrechtlichen Auswirkung in der Höchst-
dauer von vier Stunden.

§ 3. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die im § 8 Abs. 2 lit. a des
Gehaltsüberleitungsgesetzes angeführten Gegen-
stände.

(2) Der besondere Teil der mündlichen Prü-
fung umfaßt folgende Gegenstände:

1. Bundesabgabenordnung;
2. die Grundzüge der Besteuerung land- und

forstwirtschaftlicher Betriebe;
3. allgemeine Landwirtschaftskunde (Forst-

wirtschaftskunde) und Betriebslehre, ein-
schließlich Boden-, Klima- und Vegetations-
kunde;

4. Bodenschätzung;

5. Bewertungsrecht unter besonderer Berück-
sichtigung der Einheitsbewertung des land-
und forstwirtschaftlichen Vermögens;

6. die grundlegenden Bestimmungen des
Grundbuchsrechtes und des Vermessungs-
wesens.

§ 4. Für Forstwirte hat sowohl bei der schrift-
lichen Prüfung als auch beim besonderen Teil
der mündlichen Prüfung das Schwergewicht auf
dem Gebiete der Forstwirtschaft zu liegen.

§ 5. (1) Die Prüfungskommission hat ihren
Sitz bei der Finanzlandesdirektion für Wien,
Niederösterreich und Burgenland. Sie ist für
den gesamten Bundesbereich zuständig.

(2) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
dürfen nur Beamte des Höheren Dienstes bestellt
werden.

§ 6. Die Prüfungssenate bestehen aus einem
Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern.
Der Vorsitzende hat zumindest einen Gegenstand
selbst zu prüfen. Der Vorsitzende und die Prüfer
des allgemeinen Teiles der mündlichen Prüfung
müssen rechtskundig sein.

§ 7. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Ok-
tober 1975 in Kraft.

(2) Die besondere Prüfungsvorschrift für den
Höheren Bodenschätzungsdienst (Erlaß des Bun-
desministeriums für Finanzen vom 16. Jänner
1952, Z. 2765-21/52, in der Fassung der Erlässe
vom 3. Feber 1953, Z. 1292-21/53, und vom
25. Juli 1959, Z. 99.530-21/59), die durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 334/1965 auf Gesetzes-
stufe gehoben wurde, ist gemäß Art. III Abs. 3
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 243/1970 mit
Ablauf des 30. September 1975 nicht mehr an-
zuwenden.
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4 3 5 . Verordnung des Bundesministers
für Finanzen vom 28. Juni 1975 betreffend
die Ausbildung und die Prüfung für den

Gehobenen Betriebsprüfungsdienst

Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 243/1970,
167/1972, 317/1973 und 180/1974 wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzler verordnet:

Ausbildung

§ 1. (1) Vor der Zulassung zur Prüfung für
den Gehobenen Betriebsprüfungsdienst hat jeder
Kandidat an einem Ausbildungslehrgang teil-
zunehmen.

(2) Ziel des Ausbildungslehrganges ist es, dem
Kandidaten die für seine Verwendung not-
wendigen Kenntnisse zu vermitteln.

§ 2. (1) Der Ausbildungslehrgang hat etwa
fünfzehn Wochen zu dauern und ist bei der
Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich
und Burgenland (Bundesfinanzschule) für den
gesamten Bundesbereich einzurichten; er ist nach
Bedarf abzuhalten.

(2) Die geplante Abhaltung eines Lehrganges
ist den Bediensteten, die für eine Teilnahme in
Betracht kommen, nachweislich spätestens zehn
Wochen vor Beginn des Ausbildungslehrganges
zur Kenntnis zu bringen.

§ 3. (1) Zum Ausbildungslehrgang sind Be-
dienstete zuzulassen, die mindestens achtzehn
Monate lang im Aufgabenbereich des Dienst-
zweiges „Gehobener Betriebsprüfungsdienst"
verwendet worden sind; wurde ein Beamter
unter Auflage einer Prüfung zum Beamten des
Gehobenen Betriebsprüfungsdienstes ernannt, so
ist er jedenfalls so rechtzeitig zum Ausbildungs-
lehrgang zuzulassen, daß die Prüfung innerhalb
der auferlegten Frist abgelegt werden kann.

(2) Haben sich für einen Ausbildungslehrgang
so viele Bedienstete gemeldet, daß aus organi-
satorischen Gründen nicht alle berücksichtigt
werden können, so sind diejenigen, die deshalb
nicht zugelassen werden können, in der Folge
vorzugsweise zu berücksichtigen.

(3) Die Zulassung zum Ausbildungslehrgang
ist im Dienstwege beim Bundesministerium für
Finanzen spätestens sieben Wochen vor Beginn
des Ausbildungslehrganges zu beantragen.

(4) Die Dienstbehörde hat dem Antrag einen
Auszug aus dem Standesausweis anzuschließen
und den Antrag unverzüglich an das Bundes-
ministerium für Finanzen weiterzuleiten. Der
Auszug hat jene Angaben, welche die Person
und die dienstrechtliche Stellung des Kandidaten

betreffen, seine Ausbildung und die Art und
Dauer seiner bisherigen Verwendung zu ent-
halten.

(5) Über die Zulassung hat der Bundesminister
für Finanzen zu entscheiden.

§ 4. (1) Der Kandidat ist verpflichtet, an allen
Veranstaltungen des Ausbildungslehrganges teil-
zunehmen.

(2) Ist ein Kandidat aus einem Ausbildungs-
lehrgang ausgeschieden, so kann ihm auf seinen
Antrag die Zulassung zu einem späteren Aus-
bildungslehrgang oder zu einem Teil eines sol-
chen gewährt werden. Auf solche Anträge ist
§ 3 sinngemäß anzuwenden.

(3) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er
nicht verschuldet hat, mehr als fünf Wochen
des von ihm erstmals besuchten Ausbildungs-
lehrganges versäumt, so hat er den Besuch des
Ausbildungslehrganges abzubrechen und zu
seiner Dienststelle zurückzukehren. Ein Antrag
auf Zulassung zu einem späteren Lehrgang ist
bevorzugt zu berücksichtigen.

(4) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er
nicht verschuldet hat, mehr als drei Wochen,
jedoch nicht mehr als fünf Wochen des von ihm
erstmals besuchten Ausbildungslehrganges ver-
säumt, so ist das Erfordernis des Besuches des
Ausbildungslehrganges als erfüllt anzusehen,
wenn er einen Antrag auf Zulassung zur Prüfung
stellt bzw. einen bereits gestellten Antrag auf
Zulassung zur Prüfung weiter aufrechthält.
Stellt er statt dessen einen Antrag auf Zulassung
zu einem späteren Ausbildungslehrgang, so ist
er bei der Zulassung zu diesem bevorzugt zu
berücksichtigen; dabei ist das Ausmaß des Lehr-
gangsbesuches festzusetzen.

(5) Hat ein Kandidat nicht mehr als drei
Wochen des gesamten Ausbildungslehrganges
versäumt, so ist das Erfordernis des Besuches
des Ausbildungslehrganges im Sinne des § 1
Abs. 1 als erfüllt anzusehen.

§ 5. (1) Leiter des Ausbildungslehrganges ist
der mit der Funktion des Leiters der Bundes-
finanzschule betraute Beamte der Finanzlandes-
direktion für Wien, Niederösterreich und Bur-
genland.

(2) Dem Leiter des Ausbildungslehrganges
obliegt es, die Gestaltung der Vortragstätigkeit
abzustimmen, den Stundenplan auszuarbeiten
und dessen Einhaltung zu überwachen. Weiters
hat er die Vortragenden zu bestellen, soweit sie
dem Stande der Finanzlandesdirektion für Wien,
Niederösterreich und Burgenland angehören;
hinsichtlich der übrigen Vortragenden hat er
Vorschläge dem Leiter der Sektion für direkte
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Steuern, Verkehrsteuern und Gebühren des
Bundesministeriums für Finanzen zu erstatten,
der die Bestellung vorzunehmen hat. Darüber
hinaus hat der Leiter des Ausbildungslehrganges
über die weitere Teilnahme am Lehrgang gemäß
§ 4 Abs. 3 bis 5 zu entscheiden. Gegen eine
solche Entscheidung ist die Berufung an den
Bundesminister für Finanzen zulässig.

(3) Für die Besorgung der übrigen Verwal-
tungs- und Kanzleigeschäfte, die mit der Durch-
führung des Ausbildungslehrganges verbunden
sind, und für die Sacherfordernisse ist bei der
Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich
und Burgenland (Bundesfinanzschule) vorzu-
sorgen.

(4) Im Ausbildungslehrgang sind die im § 8
angeführten Gegenstände vorzutragen.

(5) Darüber hinaus können weitere Gegen-
stände vorgetragen werden, die nicht Gegenstand
der Dienstprüfung sind, wenn dies im Hinblick
auf die Verwendung der Kandidaten erforderlich
ist.

Prüfung

§ 6. Die Prüfung für den Gehobenen Betriebs-
prüfungsdienst ist schriftlich und mündlich ab-
zuhalten.

§ 7. (1) Die schriftliche Prüfung besteht aus
drei Klausurarbeiten, und zwar:

1. a) einer Buchabschlußarbeit, die die Zusam-
menhänge mindestens zweier aufein-
anderfolgender Handels- und Steuer-
bilanzen zum Gegenstand hat, in der
Höchstdauer von vier Stunden;

b) einem Bemessungsfall aus dem Gebiet
der Umsatz-, Einkommen- und Ge-
werbesteuer in der Höchstdauer von drei
Stunden, wobei diese beiden Klausur-
arbeiten gemeinsam abzuhalten sind;

2. der Ausarbeitung einer Aufgabe, die einen
Fall einer Kostenrechnung zum Gegenstand
hat, in der Höchstdauer von vier Stunden.

(2) Die Themen der schriftlichen Aufgaben
sind von jenen Vortragenden des Lehrganges
zu bestimmen, die die betreffenden Fächer vor-
getragen haben. Kommen mehrere Vortragende
in Betracht, so haben sie gemeinsam das Thema
zu bestimmen. Die allenfalls notwendige Ko-
ordination obliegt dem Vorsitzenden der Prü-
fungskommission.

§ 8. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die im § 8 Abs. 2 lit. a des
Gehaltsüberleitungsgesetzes angeführten Gegen-
stände.

(2) Der besondere Teil der mündlichen Prü-
fung umfaßt folgende Gegenstände:

1. das Finanzstrafrecht, die Bundesabgaben-
ordnung, die Grundzüge der Abgaben-
Exekutionsordnung und der übrigen, bei
der zwangsweisen Einbringung von Abgaben
anzuwendenden Vorschriften;

2. die Steuern vom Ertrag, Einkommen und
Vermögen, die Umsatzsteuer sowie die
Grundzüge des Familienlastenausgleichs-
rechtes;

3. die Bewertung und die Grundzüge der
Bodenschätzung;

4. das Buchführungs- und Bilanzwesen (Bilanz-
analyse, Bilanzkritik);

5. die Betriebsprüfungstechnik;

6. die praktische Kostenrechnung;

7. die Gebühren und Verkehrsteuern;

8. die Grundzüge des Gesellschaftsrechtes;

9. die Grundzüge des Haushaltswesens sowie
der Rechnungskontrolle des Bundes;

10. die Grundzüge des Finanzausgleiches und die
Abgabenteilung.

§ 9. (1) Die Prüfungskommission hat ihren
Sitz bei der Finanzlandesdirektion für Wien,
Niederösterreich und Burgenland. Sie ist für den
gesamten Bundesbereich zuständig.

(2) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
dürfen nur Beamte des Höheren und des Ge-
hobenen Dienstes bestellt werden.

§ 10. Die Prüfungssenate bestehen aus einem
Vorsitzenden und drei weiteren Mitgliedern.
Der Vorsitzende hat zumindest einen Gegen-
stand selbst zu prüfen. Der Vorsitzende und die
Prüfer des allgemeinen Teiles der mündlichen
Prüfung müssen rechtskundig sein.

§ 11. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Ok-
tober 1975 in Kraft.

(2) Die besondere Prüfungsvorschrift für den
Betriebsprüfungsdienst, Erlaß des Bundesministe-
riums für Finanzen vom 19. Oktober 1949,
Z. 33.616-2.1/49, in der Fassung der Erlässe vom
19. September 1952, Z. 72.932-21/52 und vom
29. Juli 1957, Z. 92.129-21/57, die durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 334/1965 auf Gesetzes-
stufe gehoben wurde, ist gemäß Art. III Abs. 3
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 243/1970 mit Ab-
lauf des 30. September 1975 nicht mehr anzu-
wenden.
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436 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 15. Juli 1975 über die Ausgabe
von Scheidemünzen zu 100 Schilling
„XII. Olympische Winterspiele in Innsbruck"

(2. Ausgabe)

Auf Grund des § 1 des Scheidemünzengesetzes
1963, BGBl. Nr. 178, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 115/1973 und Nr. 773/1974
wird verordnet:

§ 1. Anläßlich der XII. Olympischen Winter-
spiele in Innsbruck im Jahre 1976 werden ab dem
12. August 1975 (Prägestätte Wien) und ab dem
16. September 1975 (Prägestätte Hall/Tirol)
Scheidemünzen zu 100 Schilling ausgegeben.

§ 2. Die Münzen sind aus einer Legierung von
640 Tausendteilen Silber und 360 Tausendteilen
Kupfer herzustellen. Ihr Durchmesser hat 36 mm,
ihr Rauhgewicht 24 g und ihr Feingewicht 15•36 g
Feinsilber zu betragen. Abweichungen dürfen
im Feingehalt 5/1000 und im Rauhgewicht
10/1000 nicht übersteigen.

§ 3. Für die äußere Gestalt der Münze sind die
Abbildung und folgende Bestimmungen maß-
gebend :

(1) Die eine Seite hat die Randschrift
„XII. Olympische Winterspiele Innsbruck 1976",
die fünf Olympischen Ringe sowie eine Stadt-
ansicht von Innsbruck zu tragen.

(2) Die andere Seite hat in quadratischer An-
ordnung die Worte „Republik Österreich", dar-
unter das Bundeswappen, die Zahl „100", das
Wort „Schilling" und das Zeichen der Prägestätte
zu tragen.

(3) Als Zeichen der Prägestätte haben die
Münzen

a) der Prägestätte Wien das Wiener Wappen
und

b) der Prägestätte Hall/Tirol das Tiroler
Wappen

zu tragen.
(4) Der Rand der Münze ist glatt zu gestalten

und hat die vertiefte Inschrift „Hundert
Schilling" aufzuweisen.
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